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I. Prolog


Scheitert Europa an der Flüchtlings-Politik?


Scheitert Europa an der Flüchtlings-Politik? Wird Europa wegen der Flüchtlings-Politik gespalten? Keine Fragen wurden 2015 und 2016 in den Medien und Internet-Foren intensiver diskutiert als diese. Wie seinerzeit die Frage diskutiert wurde: „Scheitert der Euro, so scheitert Europa!“ So heißt es jetzt: „Scheitert die Flüchtlings-Politik, so scheitert Europa!“ Hinzu kommt überraschend der „Brexit“, die Abkehr der englischen Insel vom europäischen Kontinent.


Die Tageskrisen und Kriege, wie grausam sie auch immer sind, bestimmen vorübergehend kurz die Nachrichten in Fernsehen, Internet und Tagespresse. Lediglich, wenn Jubiläen und Jahrestage vom Super-GAU der Kernkraftwerke von Tschernobyl oder Fukushima anstehen und sich die Katastrophen von Hiroshima und Nagasaki wieder einmal jähren, dann reicht der Stoff für eine Woche bis die Medien wieder zu den üblichen Tagesthemen zurückkehren.


Vor Ort wird der Katastrophen mit Schweigeminuten und Glockengeläut gedacht, die von den Atombomben in Hiroshima und Nagasaki verursacht wurden. Wie bei den Kriegen in Syrien, in der Ukraine, in Afghanistan, Mali, Nigeria, Eritrea oder sonst wo auf unserem Planeten, sind Hunderte, Tausende Menschenleben zu beklagen. Bei den Super-GAUs der Atomkraftwerke sind es unüberschaubar viele Opfer mehr – und das für Jahrhunderte. Ebenso wurden gesundheitliche Schäden für Hunderttausende Menschen verursacht. Es wurden Krüppel geboren, Menschen mit Glasknochen, und mit hoher Wahrscheinlichkeit sind Missbildungen und Leukämie für weitere Generationen zu erwarten. Auch für Flora und Fauna entstanden nie wieder gutzumachende Schäden für Jahrhunderte.


Der Super-GAU von Fukushima, der durch ein Erdbeben der Stärke 9 verbunden mit einem Tsunami am 11. März 2011 ausgelöst wurde, sprengte erneut alle Maßstäbe und veranlasste die Deutsche Bundesregierung eine „Wende-Politik“ einzuleiten, möglichst bald auf die Atomkraft zu verzichten, um so mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln die CO2-Werte zu verbessern und auf die „erneuerbaren Energien“ zu setzen. Ob dies gelingt, ist noch fraglich. Welches Land aber sollte es schaffen, wenn dies nicht in dem wirtschaftlich starken Deutschland — und später im vereinten Europa — gelingt?


*


Hatte der Super-GAU im Atomkraftwerk von Tschernobyl im April 1986 in der Ukraine und Weißrussland alle bisherigen Maßstäbe gesprengt und Tausende von Menschenleben gefordert, so brachte das Erdbeben und der Super-GAU von Fukushima in Japan im März 2011 neue Superlative.


Da das Kernkraftwerk Fukushima Daiichi in unmittelbarer Nähe des Pazifik liegt, kam die Tsunami-Katastrophe hinzu. Wer hätte vermutet, dass alle Vorsichtsmaßnahmen der weltgewandten und fortschrittlichen Japaner zum Schutze ihrer Bevölkerung bei einem Unfall in ihren Atomkraftwerken nicht ausreichen würden? Im März 2011 kam alles ganz anders: Wie unberechenbar die Naturgewalten sind, zeigte das Erdbeben von der Stärke 9,0, wie es in dieser Stärke in der Region bisher nie eines gegeben hatte.


Der Super-GAU von Fukushima war mit seinen tödlichen Strahlen mehr als doppelt so stark wie der Super-GAU von Tschernobyl. Vier von sechs Reaktorblöcken waren betroffen. Durch die Kernschmelze der Blöcke eins bis drei wurden riesige Mengen radioaktiven Materials freigesetzt. Sie kontaminierten Luft, Böden, Wasser – die Nahrungsmittel in der land- und meerseitigen Umgebung. Rund 150.000 Einwohner mussten das Gebiet verlassen. Hunderttausende Tiere in den landwirtschaftlichen Betrieben verendeten.


Das japanische Kraftwerk „Fukushima 1“ mit sechs Reaktorblöcken der ehemals staatlichen TEPCO („Tökyö Denryoku“ — Tokyo Elektric Power company) zählt zu den leistungsstärksten des Landes und liegt an der nördlichen Ostküste auf der Halbinsel Honshu. Nach dem Erdbeben, das mit seinem Zentrum in 32 km Tiefe, nur 130 km von der Millionen-Stadt Sendai entfernt lag, entstand ein Tsunami, der ebenfalls bisher unvorstellbar war. Er verursachte Flutwellen bis zu 23 Meter hoch, die sich über den gesamten Pazifik ausbreiteten. Sogar in der 13.000 km entfernten Antarktis, so konnte die Europäische Weltraumorganisation mit ihrem Umweltsatelliten „Unvisat“ beobachten, löste der Tsunami große Eisberge aus dem Schelfeis...


Die Reaktorblöcke 1–4 wurden so stark beschädigt, dass sie aufgegeben werden mussten. Wieder wurden Tausende von Menschenleben geopfert. Wieder werden weitere Generationen an den Folgen der radioaktiven Verstrahlung leiden und sterben...


Dezember 2015: In 31 Ländern 441 Kernkraftwerke in


Betrieb


Erschreckend ist, dass nach wie vor weltweit viele Länder auf die Kernenergie setzen. Viele Staaten halten an der Atomenergie fest, ohne zu wissen, wo sie die verstrahlten Überreste aus den Reaktoren sicher in einem Endlager unterbringen können.


Seit den 50er Jahren, als die Atom-Energie als neues Weltwunder gefeiert wurde, und der Irrglaube entstand, die Energieversorgung im Atom-Zeitalter günstiger sicherstellen zu können, wurden Hunderte von Atom-Reaktorblöcke neu in Betrieb genommen. Im Dezember 2015 waren 441 Reaktorblöcke in 31 Ländern in Betrieb. In 15 Ländern sind zu dieser Zeit weitere 65 Kernkraftwerke im Bau. Zwar wurden parallel rund 150 Kernkraftblöcke abgeschaltet, doch blieb die Reaktorzahl seit 1995 weitgehend konstant.


Neben den stationären Kernreaktoren gab es 1995 rund 180 Reaktoren auf ca. 140 mit Atom betriebenen Schiffen, U-Booten und Eisbrechern. Ihre Zahl dürfte inzwischen noch weitaus höher liegen.


Bei der globalen Stromerzeugung sank der Anteil der Kernkraft von 1993 bis 2011 von 17 Prozent auf 11 Prozent. Das war seit 2006 (Dieses Jahr brachte den historischen Höhepunkt!) ein Rückgang von gut fünf Prozent.


In der EU decken die Kernkraftwerke 2015 ca. ein Drittel der verbrauchten Elektrizität ab. Das sind aber nur rund 14 Prozent des gesamten Energiebedarfs. Allein unser Nachbar Frankreich hat mit über zwanzig Atom-Reaktoren einen Rekordanteil bei der Energieversorgung. Mit etwa 78 Prozent (2011) hat Frankreich den höchsten prozentualen Anteil nuklear erzeugten Stroms weltweit. In Europa sind die Franzosen zeitweise die größten Netto-Exporteure elektrischer Energie. Hauptabnehmer sind Italien, Schweiz, Niederlande, Belgien, Großbritannien, und auch Deutschland.


So setzen u.a. Tschechien, Polen und nicht zuletzt das Riesenreich Russland weiter auf die Atomenergie. Ja auch für Russland ist der Bau von neuen Atom-Kraftwerken weiterhin ein Export-Schlager. In der Statistik werden im Juli 2015 weltweit 438 Reaktorblöcke mit einer Gesamtleistung von 379 GW angegeben, die in Betrieb sind. Weitere 66 Reaktorblöcke sind mit einer Gesamtleistung von 63,7 GW im Bau. Der größte Teil davon entsteht in asiatischen Ländern...


*


Da ich „vor Ort“ die Folgen der Tschernobyl-Katastrophe miterleben konnte und in den Kliniken und Waisenhäusern die missgebildeten Kinder erlebte, die Kinder mit Glasknochen, deren Augen aus dunklen Augenhöhlen starrten, weiß ich, wie wichtig die Ächtung der Atomenergie ist. Die Bilder von unschuldigen, kahlköpfigen, von Leukämie gezeichneten Kindern werde ich nie vergessen...


So habe ich mich nach meiner Pensionierung um Hilfestellung für die Betroffenen bemüht. Meine Familie nahm mehrere Tschernobyl-Kinder im Rahmen der Aktionen des Vereins „SOS 86 Kinder von Tschernobyl im Sauerland e.V.“ für vier Wochen in unserer Familie auf. In meinem Buch „Brücken zum Osten — Gemeinsame Zukunft nach Tschernobyl?“, das 1995 erschien, habe ich über die Hilfsaktionen aus Deutschland berichtet und auch selbst an den Hilfs- und Kindertransporten teilgenommen. Allein im Sauerland fanden mehrere tausend Tschernobyl-Kinder einen kostenlosen Urlaub in deutschen Familien. Auch wurden und werden noch immer kostenlose Untersuchungen und medizinische Betreuung der Tschernobyl-Kinder von Tschernobyl-Vereinen organisiert.


Der Kampf gegen die Atomenergie muss fortgesetzt werden. Die Katastrophe von Fukushima zeigt erneut, dass trotz aller technologischen und wissenschaftlichen Fortschritte die Atomenergie weiterhin nicht beherrschbar ist. Ein neues Zeitalter mit erneuerbaren Energien muss eingeleitet werden. Dazu gibt es viele gute Voraussetzungen, die in diesem Folgebuch zu „Brücken zum Osten“ an Beispielen beleuchtet werden. Das Ziel ist es, die engagierte Energiewende der deutschen Bundesregierung zu unterstützen. Es wird mit Schwerpunkten auf die Jahre 2015 und 2016 aufgezeichnet, welche Möglichkeiten in der Bundesrepublik Deutschland und in einem starken Europa bestehen, wenn einschneidende Erneuerungen mit Unterstützung der Bürger umgesetzt werden. Nur gemeinsam ist Europa stark...


Eigentlich sollte es selbstverständlich sein: Alle Mitgliedsstaaten müssen sich strikt an die gegebenen Gesetze und Richtlinien halten. Wer profitiert, der muss gewillt sein – so auch bei der Flüchtlingspolitik – Aufgaben zu übernehmen, damit die Werte-Gemeinschaft auch in Zukunft Bestand hat. Aus den Fehlern der Vergangenheit sollte man lernen, um ein neues aufgeschlossenes Europa zu bauen. Nach dem Brexit, der zunächst für unmöglich gehalten wurde, sollte die Zeit von den 27 „Reststaaten“ genutzt werden, um neue Weichen zu stellen. Wer nicht mitzieht und sich querstellt wie Ungarn oder Polen, der sollte ausgeschlossen werden...


Bereits während der langen Amtszeit des Portugiesen José Manuel Barroso (EVD) als EU-Kommissions-Präsident (2004 – 2014) hätten die Weichen zum Osten nach den Vorschlägen des Weltreformers und russischem Ex-Präsidenten Michail Gorbatschow für ein neues „Haus Europa“ mit Russland und der Ukraine vorbereitet werden müssen. Das wurde versäumt. Stattdessen wurden gegen Russland Sanktionen verhängt, die jetzt wieder abgebaut werden müssen. Ohne Russland sind die weltweiten Probleme nicht zu lösen.


Als ich jüngst den Atomphysiker und Chef-Manager Wladimir Michailowitsch Tschernousenko, der vom Hubschrauber aus die Einsätze nach dem Super-GAU in Tschernobyl leitete, um ein „Vorwort“ für das geplante Buch bitten wollte, war ich erneut geschockt: Er war bereits 1996 an den Folgen seiner radioaktiven Verstrahlungen verstorben. Tschernousenko war 1991 mit seinem umfangreichen Archiv nach Deutschland gekommen, um die Wahrheit über Tschernobyl zu verbreiten und sich von deutschen Ärzten behandeln zu lassen. Er wurde 1950 in der Provinz Donezk im Osten der Ukraine geboren, promovierte 1973 in Kiew an der Akademie der Wissenschaften in theoretischer Physik und wurde dort Leiter für nichtlineare Physik und Ökologie.


Ihm hatte ich in „Brücken zum Osten“ ein ganzes Kapitel gewidmet, weil er sich mit seinen Vorträgen auch im Sauerland stark engagierte und vor den tödlichen Gefahren bei der Nutzung von Atomenergie warnte. Auch hatte er vorausgesagt, dass er nur noch wenige Jahre leben würde. Dass dies aber Wirklichkeit wurde, ist schwer zu schlucken...




II. „Haus Europa“ mit Russland und


Ukraine


Der 16. September 2014 ist ein Datum, das in die ukrainische und deutsche Geschichte eingehen wird und für Europa neue Weichen stellte. In Brüssel und in Kiew wurde an diesem Tag gleichzeitig der Assoziierungs-Vertrag unterzeichnet, der eine Ausrichtung der Ukraine in Richtung Europa festschreibt.


Endlich hatten Perestroika und Glasnost den Eisernen Vorhang gesprengt und eine neue Weltordnung eingeleitet. Das Zeitalter des „Kalten Krieges“ schien mit den mutigen Entscheidungen des russischen Ex-Präsidenten Gorbatschow überwunden. Auch die Deutsche Wiedervereinigung wurde möglich.


Mit der Verleihung des Friedens-Nobelpreises an den russischen Ex-Präsidenten Gorbatschow und den deutschen Ex-Bundeskanzler Helmut Kohl wurden die weltweit anerkannten Leistungen für eine friedliche Zukunft in Europa gewürdigt. Ja, für das friedliche Zusammenwachsen in Europa erhielt die Europäische Union 2012 sogar „Vorschusslorbeeren“ in Form des Friedens-Nobelpreises!


Ein herber Rückschlag durch Putins Russland


Erst mit der Annexion der Halbinsel Krim durch Russland gab es einen herben Rückschlag für Europa. Die Verletzung des Völkerrechts, so die einhellige Meinung der westlich orientierten Europäer, kann nicht hingenommen werden. Anstatt rechtzeitig einen Kompromiss mit Russland auszuhandeln, beschloss die europäische Führung vorschnell Sanktionen gegen Russland.


Wenn, wie es Michail Sergejewitsch Gorbatschow wiederholt forderte, auch für die Russen – ebenso wie für die Ukrainer – ein Zimmer im „Haus Europa“ bereitgestellt worden wäre, so hätte die Entwicklung in eine andere Richtung gehen können. Das aber wurde versäumt.


Sanktionen zu verhängen, das war ein Selbsttor. Je mehr Zeit verstreicht, umso schwieriger wird es, diesen Fehler zu korrigieren und aus dem Teufelskreis der gegenseitigen Drohungen nach dem Denkmuster des „Kalten Krieges“ herauszukommen.


Wie viele Chancen würde ein starkes Europa mit der Ukraine und mit Russland, ein Europa vom Atlantik bis Wladiwostok, bieten? Welche Wirtschaftskraft würde entstehen zum Nutzen seiner Bewohner? Anstatt weiter gegenseitig aufzurüsten, könnten die Gelder für ein friedliches Europa genutzt werden. Dem Traum von einem weltweiten friedlichen Nebeneinander — unabhängig von Religion, Rasse, Farbe und Stand — könnte man einen Schritt näher kommen. Auch für die Flüchtlinge, die aus den Kriegszonen flüchten, um ihr Leben zu retten, könnten weitere Mittel bereitgestellt werden.


Es würden auch Gelder frei für die Energiewende, für den Ausbau der erneuerbaren Energien, für die Integration der Asyl-Bewerber, für den Klimaschutz und für die Beseitigung der Hinterlassenschaften aus den Atom-Experimenten.


Scharfe Kontrollen sind vonnöten


Inzwischen wurde von vielen aktiven Politikern erkannt, dass es im Aufbau eines fairen, starken Europas, eines „Europas der Bürger“, noch zahlreiche Fehlentwicklungen gab und gibt. Dies zeigt einmal mehr die Entwicklung in Griechenland. Zu schnell wurden die Tore zum Einzug in die Völkergemeinschaft geöffnet, ohne gründlich zu kontrollieren, inwieweit dazu die Voraussetzungen gegeben waren. Die langen Nerven kostenden, aufreibenden Verhandlungen mit zig Nachtstunden, die geführt werden mussten, um den „Grexit“ zu verhindern, zeigen, wo neue Weichen gestellt werden müssen.


Die Verträge von Maastricht müssen erneut überarbeitet und der neuen Situation angepasst werden. Auch der unerwartete „Brexit“, der Rückzug der Engländer auf ihre Insel, zeigt, wie notwendig Reformen sind. Nur wenige hielten ihn für möglich. Alle Umfragen und Vorhersagen irrten. Jetzt geht es darum, auch mit dem wichtigen Handelspartner Großbritannien grundlegend neu zu verhandeln und einen weiteren gefährlichen „Rechts-Rutsch“ zu verhindern. Es ist an der Zeit, einen neuen Anfang zu wagen...


Zwar stellte der Maastrichter Vertrag, der im Februar 1992 im niederländischen Maastricht vom Europäischen Rat unterzeichnet wurde, den größten Schritt für die europäische Integration seit den Römischen Verträgen von 1957 dar, doch er war nur ein Schritt zum gemeinsamen Europa. Weitere Änderungsverträge folgten, die in eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie in eine engere Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres führen sollen.


Mit dem „Vertrag von Amsterdam“, der im Mai 1999 in Amsterdam unterzeichnet wurde, gab es einen weiteren Etappenschritt. Der „Vertrag von Lissabon“ brachte dann 2007 einen völkerrechtlich anerkannten Vertrag zwischen 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Er wurde am 13. Dezember 2007 unter portugiesischer Ratspräsidentschaft in Lissabon unterzeichnet und trat zum 1. Dezember 2009 in Kraft.


Mit diesem Vertrag wurde auch die Unverletzlichkeit der Grenzen aller Mitgliedsländer der EU anerkannt. Russland unterzeichnete den Vertrag nicht. Die Verhandlungen mit dem Riesenreich, das als Vielvölkerstaat mit 143,5 Mill. Einwohnern (2013) und einer Fläche von über 17 Millionen km2 das größte Land der Erde ist, gestalteten sich schwierig. Doch wurde bereits 1994 ein „Partnerschafts- und Kooperations-Abkommen (PKA) zwischen Russland und der EU ausgehandelt, das 1997 ratifiziert wurde. Es lief 2007 aus, und die Verhandlungen über ein neues, den veränderten Bedingungen der Welt angepasstes Abkommen blieben bisher ergebnislos. Dennoch wurde das PKA bisher stillschweigend akzeptiert.


Nach Angaben der „Bundeszentrale für politische Bildung“ (pbp) wird das PKA Jahr für Jahr verlängert, solange es von keiner Seite gekündigt wird. Die wirtschaftliche Entwicklung zwischen Russland und der EU zeigt, dass beide Seiten von einer engen Zusammenarbeit nur profitieren können: Hinter den USA und China rangiert Russland an vierter Stelle im EU-Außenhandel.


Im Kern schreibt das Abkommen auch die Übernahme europäischer Rechtsnormen fest und fordert deren Umsetzung in russisches Recht. Die Annexion der Halbinsel Krim, die zunächst geleugnet wurde, und die Unterstützung des Separatisten-Krieges in der Ost-Ukraine brachten eine einschneidende Veränderung in den Beziehungen zwischen Russland und der Europäischen Union.


Wie kann kontrolliert und sichergestellt werden, dass einmal gegebene Versprechen eingehalten werden? Auch die Beispiele Griechenland und England zeigen erneut, wie schwer es ist, Fehlentwicklungen zurückzuschrauben. Grundlegende Änderungen in der Verfassung und scharfe Kontrollen müssen die Voraussetzung sein.


Erst die Lüge, dann der Krieg


„Das erste Opfer im Krieg ist die Wahrheit,“ heißt es in einem Sprichwort. Hatte Russlands Präsident Wladimir Putin zunächst noch beteuert, dass Russland mit der Annexion der Halbinsel Krim nichts zu tun habe, so gab er später selber zu, dass die russischen Truppen auf seinen Befehl hin „zur Rettung der Insel Krim“ einmarschiert seien. Mit dem offenbar von Putin geplanten Aufbau eines „Neuen Russland“ sind zunächst alle Träume vom Europa in Frieden dahin.


Wie sehr Russland im Laufe der Jahrhunderte die Geschichte Europas beeinflusste, das ist in den Geschichtsbüchern festgehalten: Über neun Zeitzonen und zwei Kontinente erstreckt sich das Riesenreich. Von der „Kiewer Rus“ über das Zarenreich und die Sowjetunion bis zum heutigen Russland, der Russischen Föderation, war es ein weiter Weg.


Der Aufstieg zur europäischen Großmacht (850 – 1850), die Zarenzeit, die Revolution, die Neuordnung und die Stalin-Diktatur, der mehrere Millionen Menschen zum Opfer fielen, zeigen die bunte Entwicklung des Riesenreichs. Die Reformen der Chruschtschow-Jahre, die Wende zu Gorbatschows „Perestroika“, die Jelzin-Ära und das Russland unter den Präsidenten Putin und Medwedew bestimmen das wechselnde Russlandbild bis heute.


Dass Präsident Putin – ebenso wie zahlreiche seiner Anhänger – sich gerne an die Großmachtzeiten Russlands erinnern, ist verständlich. So ist auch zu verstehen, dass Ex-Präsident Gorbatschow mit der Auflösung der Sowjetunion im eigenen Land wenig Sympathien weckte und seine Anerkennung als Welterneurer vorwiegend im Westen gewürdigt wird. Dennoch ist es ihm gelungen, den „Eisernen Vorhang“ in Europa zu beseitigen.




III. Besondere Beziehungen: Deutschland –


Russland – Enge Verbindungen bis


heute


Wie kann ein gemeinsames Europa der Zukunft mit sicheren Grenzen aussehen? Gerade Deutschland, das besondere, ja auch freundschaftliche und verwandtschaftliche Bindungen zu Russland hat, wäre prädestiniert, diese besondere Vermittlerrolle zu übernehmen. Die von der Tschernobyl-Katastrophe hart getroffene Ukraine, die auf gute Beziehungen zum „Bruderstaat Russland“ angewiesen ist, sollte auf „Säbelrasseln“ verzichten und versuchen, mit der benachbarten Großmacht Russland auf friedlichem Weg die anstehenden Probleme zu lösen.


Nach der Tschernobyl-Katastrophe hat die Bundesrepublik gezeigt, dass sie zu aktiver Hilfe bereit ist. Die geleisteten Einsätze „vor Ort“ von unabhängigen Vereinen und Organisationen, die Hilfeleistungen, die Kindertransporte und die Ferienangebote für die betroffenen Tschernobyl-Kinder, die in allen Teilen Deutschlands Erholung fanden, sprechen für sich.


Die Bemühungen der deutschen und französischen Regierungen, die Einsätze der Regierungschefs Merkel und Hollande sowie der Außenminister, können dazu beitragen, den von Russlands Präsidenten Wladimir Putin mit entfachten Brand im Osten der Ukraine zu löschen. Nur mit viel Mühe und Geduld wurden in Nachtsitzungen in Minsk die „Minsker Verträge“ ausgehandelt. Sie einzuhalten, ist das große Ziel, das bisher nicht erreicht wurde. Es sollten keine Bemühungen zu schwer sein, alles zu versuchen, das Versäumte nachzuholen und den Weg für ein Vereintes Europa vorzubereiten...


Vieles wurde nach dem Fall der Mauer und der Wiedervereinigung Deutschlands geschafft. Die Verbindungen zwischen Deutschland und Russland sind mit gegenseitigen Städtepartnerschaften enger geworden. Der Austausch in Kultur, Sport, Wissenschaft und Forschung, die wirtschaftlichen Beziehungen, alles könnte im gegenseitigen Interesse weiter ausgebaut werden. Wie zwischen Deutschland und Frankreich, so sollte auch der Jugendaustausch mit den Ländern des Ostens vorangetrieben werden und zu neuen gemeinsamen Ufern führen.


Wie in den Geschichtsbüchern festgehalten ist, waren die deutschrussischen Beziehungen über weite Strecken gut und eng.


Das Bernsteinzimmer


Nicht nur das. Auch die Blutsverwandtschaft zeigt, wie eng die Deutschen und Russen verbunden sind. War es nicht Zarin Katharina die Große (1729 – 1796), die maßgeblich dazu beitrug, dass viele Deutsche nach Russland übersiedelten, um dort eine neue Heimat zu finden und sich am Aufbau des Landes zu beteiligen?


Sie selbst war fünfzehnjährig als „Sophie Auguste Friederike von Anhalt-Zerbst“ 1744 nach Russland geholt worden, weil die Zarin Elisabeth eine Braut für ihren Neffen, den Thronfolger und Großfürsten Peter suchte.


Das Verhältnis zu den russischen Zaren zeigt ebenfalls, wie eng die Freundschaften zwischen Russen und Deutschen waren. Es war kein Zufall, dass Friedrich-Wilhelm I anno 1716 dem befreundeten russischen Zar „Peter dem Großen“ das viel bewunderte Bernstein-Zimmer zum Geschenk machte. Es war im Auftrag des ersten Preußenkönigs Friedrich I mit Wandverkleidungen aus puren Bernstein-Elementen für das Berliner Stadtschloss gebaut worden. Es wurde wegen seiner Einmaligkeit auch als 8. Weltwunder bezeichnet.


Im Tausch gegen „lange Kerls“, Soldaten mit „Gardemaß,“ hatte der preußische Soldatenkönig das Bernsteinzimmer an den russischen Monarchen verschenkt. Im Katharinenpalast von Zarskoje Selo, 25 km südlich von Sankt Petersburg, wurde das wertvolle Zimmer von Experten aufgebaut. Fast zwei Jahrhunderte konnte es dort besichtigt werden, bis es von dort 1942 in das „Königsberger Schloss“ verlegt wurde. Seit Ende des 2. Weltkriegs ist es verschollen.


Immer wieder gibt es Gerüchte, dass Teile des echten Bernsteinzimmers gefunden wurden. Doch ein echter Nachweis konnte bisher nicht erbracht werden. Seit 2003 allerdings kann die originalgetreue Nachbildung des „8. Weltwunders“ wieder im Katharinen-Palast in St. Petersburg besichtigt werden. Es zählt zu den besonderen Attraktionen im Palast.


Vier Prinzessinnen aus Hessen auf dem Zarenthron


In einer Fernseh-Dokumentation, die im Hessischen Fernsehen (hr) ausgestrahlt wurde, informierte der Sender darüber, wie eng die Verbindungen zwischen dem Zarenhof und Hessen waren. Vier Prinzessinnen aus Hessen waren auf dem Zarenthron.


1899 ließ der Zar einen prunkvollen orthodoxen Tempel bauen, den er Hessen schenkte. An seiner Seite war die letzte Zarin Alix von Hessen-Darmstadt (1872 – 1918), die später mit der Familie ermordet wurde. Sie hatte mit 22 Jahren nach zunächst erheblichen Widerständen am Zarenhof als Prinzessin Alix von Hessen-Darmstadt Zar Alexander II (1818 – 1881) aus dem Haus Romanow-Holstein-Gottrop geheiratet.


In einem Interview informierte Fürst Rainer von Hessen (*1939), der in Kronberg im Taunus geboren wurde und den Nachlass der Familie verwaltet, die Fernseh-Zuschauer über das Leben am Hof. Fürst Rainer arbeitet als deutscher Historiker und Regisseur. Auch in jüngster Zeit wurden noch zahlreiche Briefe gefunden, die der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden sollen.


Wie die Briefe dokumentieren, war die Heirat von Alexis und Zar Alexander II eine Liebesheirat, was in jenen Tagen selten und außergewöhnlich war. Alexis nahm den russisch-orthodoxen Glauben an und schenkte acht Kindern das Leben.


Als letzte Zarin von Russland wurde sie mit ihrer Familie Romanow 1905 am „Petersburger Blutsonntag“ ermordet. Weil sie sich engagiert für die Armen einsetzte, verehrt sie die Katholische Kirche als „russische Heilige“ und hob sie in den Stand der Märtyrer.


Vorausgegangen waren zahlreiche schöne Jahre mit vielen Begegnungen und Festen im Kreise des Hochadels im Odenwald. Zeugen aus dieser Zeit sind mehrere Schlösser und die russische Kapelle auf der Darmstädter Marienhöhe. Pilgergruppen aus Russland kommen auch heute noch, um dort zu beten. Ein Museum mit ganz privaten Andenken wurde eingerichtet und erfreut sich eines großen Zuspruchs.


So zeigen die alten Fotos, wie üppig man in jenen Tagen lebte. Sogar vom Zarenball aus dem Jahr 1896 sind Fotos vorhanden, ebenso interessante Schwarz-Weiß-Filme und die ersten Buntfilme. In der Sommerresidenz in Friedberg verbrachte die Zarenfamilie acht Wochen Ferien. Im Odenwald, in Darmstadt, auf Schloss Heiligenberg und auch an anderen Orten gibt es bis heute wertvolle Andenken aus der Zarenzeit.


Das Schloss brannte ab und wurde wieder aufgebaut. Heute ist dort ein Finanzamt. Wo früher ein „Lieblingszimmer“ eingerichtet war, da ist heute eine Toilette... Vier Kaiserreiche zerfielen: Russland, Deutschland, Österreich und die Türkei. Nach 300 Jahren Romanow gab es 1913 das letzte Fest. 1917 trat der Zar zurück. Es gab ein grausames Ende...


Weltpolitik im „Adams-Kostüm“


Dass Vertrauen und Freundschaft auch in der Politik wichtige Pfeiler sein können, dafür gibt es viele Beispiele. Aus Freundschaft kann Vertrauen wachsen. Dieses Vertrauen kann bei wichtigen Entscheidungen auch in der Politik sehr hilfreich sein. So schenkte der Sowjetische Ex-Staatspräsident Gorbatschow, wie Ex-Finanzminister Theodor Waigel (CSU) in einer Talkshow-Runde des ZDF bei Markus Lanz erzählte, dem Alt-Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) und dem damaligen SPD-Vorsitzenden Willy Brandt mehr Vertrauen als dem DDR-Staatspräsidenten Erich Honnecker.


Bevor Gorbatschow zum 40jährigen Staatsjubiläum der DDR nach Berlin reiste, hatte er beide telefonisch informiert und mitgeteilt, dass sich das Massaker von Peking in Deutschland nicht wiederholen würde. Dort waren auf dem „Platz des Himmlischen Friedens“ die Panzer brutal über die demonstrierenden Studenten hinweggerollt. Ein Eingreifen mit Panzern im DDR-Gebiet von Seiten der Sowjetunion, so die Botschaft, sei nicht zu erwarten. Damit wurde auch die Wiederholung der Ereignisse von Prag und Ungarn unwahrscheinlich, wo russische Panzer gegen die nach Freiheit rufenden Bürger vorgingen. Inzwischen warteten dort Hunderte DDR-Flüchtlinge auf ihre Befreiung. Ganz privat gaben sich die Regierungs-Chefs nicht nur vor Fernseh-Kameras in Strickjacken bei Vertrags-Unterzeichnung am Fluss, sie hatten sich bei zahlreichen Vorverhandlungen mit ihren Ministern näher kennengelernt und wiederholt gemeinsam die Sauna besucht. In der Sauna, so der Augenzeuge Theo Weigel, wurde Weltpolitik im „Adams-Kostüm“ vorbereitet. Mit von der Partie waren neben dem Ex-Finanzminister Theo Weigel (CSU) auch die Außenminister Hans-Dietrich Genscher (FDP) und Eduard Schewardnadse.


Es muss ein besonderes Bild gewesen sein im Sauna-Milieu, als der vornehm gekleidete Butler im Frack mit Fliege in angemessenen Abständen in die Sauna eintrat, um den Politikern einen neuen „Aufguss“ zu verpassen... Natürlich hakte Lanz mehrmals nach, um Einzelheiten über diese außergewöhnlichen Begegnungen zu erfahren und gebührend herauszustellen.


Deutsche in Russland und die Aussiedler-Politik


Neben den Ansiedlungsflächen für Deutsche an der Wolga, die „Katharina die Große“ ins russische Reich holte, fanden auch viele Deutsche im Bereich der Ukraine eine neue Heimat. Die Chroniken der ukrainischen Städte, die Kirchenbücher der evangelischen und katholischen Gemeinden zeigen, dass trotz vieler Gegensätze ein gemeinsames Leben der Deutschen an der Seite von Russen und Ukrainern möglich war.


Erst der Diktator Stalin war es, der dieses friedliche Nebeneinander störte, indem er die Wolga-Deutschen ebenso wie die Ukraine-Deutschen nach Sibirien und nach Kasachstan verbannte. Unsagbares Leid und große Not entstand. Hungerjahre mussten überstanden werden. Oft reichte es kaum zum Überleben. Wenn nicht der Garten, das Stückchen Land ums Haus, das ihnen geblieben war und bewirtschaftet wurde, die Kuh, das Schwein, die Ziegen, die sie schlachteten, so wäre die Zahl der Opfer noch größer gewesen.
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Sie nannten ihn „Apostel der Russlanddeutschen“, weil er sich um die Eingliederung der Russlanddeutschen in der BRD einsetzte und sie auch in Sibirien, an der Wolga und in Kasachstan unterstützte: Dr. Horst Waffenschmidt (1933–2002), Staatssekretär und Beauftragter der Bundesregierung für Aussiedlerfragen unter Kanzler Kohl.


Viele Russland-Deutsche, die Verwandte in Westdeutschland hatten, entschieden sich, das trotz allem lieb gewordene Land zu verlassen und die Hilfe ihrer Verwandten in Westdeutschland anzunehmen. Auch die Bundesregierung gab Hilfestellung, um den Umsiedlern das Übersiedeln zu erleichtern und einen neuen Start im Westen zu wagen. Darüber hinaus wurden die deutschstämmigen Bewohner der Sowjetrepublik vor Ort von Deutschland-West in Sibirien und Kasachstan unterstützt.


Bis 1950 war es rund 70.000 Bürgern aus dem Bereich der Sowjetunion, die ihre deutsche Abstammung nachweisen konnten, gelungen, dauerhaften Wohnsitz in der BRD zu finden. Insgesamt gab es rund 12,2 Millionen deutsche Vertriebene. Als „Aussiedler“ wurden diejenigen bezeichnet, die in den Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie geboren wurden und zunächst nach 1945 dort verblieben sind und später in die BRD übersiedelten. Ebenso die Nachkommen und Ehepartner, die sich zur „deutschen Volkszugehörigkeit“ bekannten und aus einem kommunistischen Land mit Aufnahme- verfahren übergesiedelt sind. Dazu zählten auch die Angehörigen, die sie bei der Aussiedlung begleiteten.


Als „Spätaussiedler“ wurden sie nur dann nach dem „Bundes-Vertriebenen-Gesetz“ bezeichnet, wenn sie ab 1. Januar 1993 in die BRD zuzogen. Von 1950 bis 2005, so die Statistik, waren es aus dem Bereich der Sowjetunion und den Nachfolgestaaten 2,33 Millionen Menschen. Aus Polen waren es 1,44 Millionen, und aus Rumänien 430.101 Menschen, die in der BRD ein neues Zuhause suchten. Die Integration gelang! Mit der Öffnung des Ostblocks seit Gorbatschows „Perestroika“ veränderte sich die Situation drastisch. Die Zahl der Übersiedler stieg stark an und hatte 1990 mit fast 400.000 Menschen einen Höhepunkt.


Erst die aus den aktuellen Kriegsgebieten stammenden Flüchtlinge, die aus Ländern wie Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Ukraine oder Eritrea, Mali, Sudan und Nigeria kommen, ließen die Flüchtlingszahlen wieder rapide hochschnellen. Viele von ihnen sind traumatisiert und wollen ihr Leben retten. Sie stellen Europa vor eine neue Zerreißprobe...


Deutsches Urgestein in Wladiwostok


Als „deutsches Urgestein“ bezeichnet die Korrespondentin des Deutschlandfunks, Gesine Dornblüth, den Pastor Manfred Brockmann (79), der in Wladiwostok 8000 km von seiner Heimatstadt Hamburg entfernt, die Stellung hält. Er hat dort unter schwierigen Verhältnissen eine Kirche aufgebaut und eine evangelisch-lutherische Gemeinde gegründet. Die Kirche liegt nur wenige hundert Meter von den Hafenmauern entfernt auf der Halbinsel Wladiwostok in der Peter-der-Große-Bucht des Pazifiks. Es ist der größte Pazifik-Hafen Russlands, dem auch ein Marinehafen angeschlossen ist.


„Abenteuerlust war dabei,“ gesteht der rüstige Senior, als er vor rund 24 Jahren nach Wladiwostok kam. Man hatte ihm erzählt, so berichtet er am 6. September 2016 in dem Interview, dass es in der russischen Hauptstadt der Region Primorje mehrere hundert Russland-Deutsche und eine lutherische Kirche gebe. Als er dort ankam, war in der Kirche ein Marine-Museum eingerichtet. Es sah wenig einladend aus. Hinten im Raum stand eine Lenin-Büste. In der Kirchendecke war ein dickes Loch, durch das Wasser tropfte. Und aus einer Seitenwand wuchs ein Baum.


Um Hilfe zu holen, wandte er sich zunächst an den KGB, den russischen Geheimdienst, in der Hoffnung, dass bei ihm die deutschen Deserteure registriert wurden. Doch der KGB gab nichts raus.— Dann versuchte er sein Glück bei der Orthodoxen Kirche in der Hoffnung, dass Christen den Christen helfen würden. Brockmann: „Sie haben mich fast rausgeschmissen. Was suchen Sie denn hier? Christen kann es hier nur orthodoxe geben.“


Und er fand die Russland-Deutschen doch. Im Sommer 1992 feierten sie mit ihm den ersten Gottesdienst, allerdings draußen vor der Backstein-Kirche. Heute ist die Kirche komplett renoviert. Das Licht fällt durch die bunten Mosaik-Fenster in den Innenraum. Inzwischen wurde die Paulus-Gemeinde mit ihren rund 200 Mitgliedern offiziell registriert. Auch das Verhältnis zur Orthodoxen Kirche, die in Wladiwostok einen Bischofssitz unterhält, hat sich entspannt.


„Man kennt uns hier. Wir haben einen guten Ruf. Uns passiert so leicht nichts,“ ist er überzeugt. Wie sein violettes Hemd verrät, wurde Pastor Brockmann als „Propst“ eingesetzt. Und er betreut wohl den größten evangelischen Kirchenkreis der Welt. Sein Gebiet reicht bis Magadan, 2500 km entfernt in Richtung Nordosten. Magadan liegt an der sogenannten „Knochenstraße“ am Ochotskischen Meer, näher an Alaska als zur russischen Hauptstadt, acht Zeitzonen von Moskau entfernt. Die urwüchsige Natur dort, und die großen Angler-Paradiese locken heute die Touristen und Abenteurer an. Die grausame „Gulag-Zeit“ soll vergessen werden...


Eine weitere Gemeinde erreicht Propst Brockmann in Schita – nach zwei Tagen und drei Nächten Fahrt mit der Eisenbahn. Seit Jahren wünscht er sich, seinen letzten Lebensabschnitt in Deutschland bei seinen Enkeln in Hamburg zu verbringen, um in Ruhe zu musizieren, Musik zu schreiben und zu komponieren. Das aber sei nur möglich, wenn er einen Nachfolger findet...


„Die Musik tröstet wirklich,“ stellt er fest. Das Leben in Wladiwostok sei schwer, und vergebens habe er bisher nach einem Nachfolger gesucht. Die einzige Hilfe neben den „Ehrenamtlichen“ ist die Gemeinde-Helferin Ljdumila, die den Papierkram regelt. Brockmann leitet die Gottesdienste. Für Alkohol-und Drogen-Abhängige hat er eine anonyme Anlaufstelle eingerichtet. Vor allem aber sammelt er Gelder und organisiert Konzerte. Er lässt Musiker aus dem Westen einfliegen. Dann ist die Kirche so voll, dass die Plätze nicht reichen und die Besucher auf dem Boden sitzen müssen.


Russland habe den fernen Osten lange vernachlässigt, klagt er. Jetzt werde aufgeholt: Es fließe mehr Geld in die wichtige Hafenstadt, und ein Asien-Pazifik-Gipfel fand auch statt. Das seien positive Signale. Mit Bedauern stellt er nach 24 Jahren in Wladiwostok fest, dass die jungen Studenten, die er fördert und ausbildet, sich immer wieder auf Kosten der Kirche ausbilden lassen, dann aber in die weiter westlich gelegenen Städte oder ins Ausland ziehen. Entspannung findet der Propst bei Tagesausflügen in die angrenzenden Naturparks mit einem kleinen Zelt, das er im Wald aufschlägt. „Hier gibt es sogar Tiger,“ erklärt er. Doch er habe noch nie einen gesehen. Gefährlicher seien die neugierigen Bären. Doch auch sie hätten Angst vor den Menschen...




IV. Die Flüchtlings-Politik überlagert alles


Zuständig für Flüchtlingsfragen ist weltweit das „Hochkommissariat für Flüchtlinge“ (UNHCR). Die „Genfer Flüchtlingskonvention“ von 1951, die seit 1954 in Kraft ist, wurde 1967 überarbeitet und von 145 Staaaten anerkannt. 143 Staaten traten bis 2014 sowohl der Konvention als auch dem Anhangs-Protokoll bei. In dieser Konvention wurde klar geregelt, wem Asyl gewährt werden muss.


So darf keiner Person wegen ihrer Ethnie, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu bestimmten sozialen Gruppen Asyl verweigert werden. Auch wer verfolgt wird, hat ebenso Anspruch auf Asyl, wie Personen, die sich wegen ihrer politischen Überzeugung außerhalb ihres Heimatlandes befinden und dort keinen Schutz mehr finden. Wie das Hochkommissariat für Flüchtlinge mitteilt, gab es Ende 2012 weltweit 10,5 Millionen Flüchtlinge. Ende 2013 waren es bereits 16,7 Millionen. Auch die Zahl der Asyl-Bewerber stieg rapide an. Neben den 1,1 Millionen Asylbewerbern verweist das UNHCR auf die inzwischen 33,3 Millionen Binnenvertriebene. Es ist die höchste Zahl seit dem Zweiten Weltkrieg...


Westbalkan-Konferenz sucht nach Lösungen


Die Westbalkan-Konferenz, die am 27. August 2015 in Österreich stattfand, zeigte einmal mehr, wie sehr die Flüchtlingsfrage die Politik in der EU bestimmt. 2014 wurde diese Konferenz initiiert, als ein Forum zur Annäherung der Balkanländer Albanien, Bosnien, Kosovo, Mazedonien, Montenegro und Serbien an die Europäische Union gegründet wurde. Die Konferenz sollte das Bekenntnis unterstreichen, dass auch die Balkan-Staaten in der EU eine Heimat finden können. Bisher waren nur Slowenien (2004) und Kroatien (2013) in die EU aufgenommen worden.


Wie erwartet, so war die Konferenz in diesem Jahr insbesondere von den Flüchtlingsproblemen innerhalb der EU bestimmt. Die „Westbalkan-Route“ hatte sich zu einem der Hauptfluchtwege der Flüchtlinge aus Syrien, Afghanistan, Irak, Ukraine und Afrika auf dem Weg nach West-Europa entwickelt. Insgesamt hatten im ersten Halbjahr 2015 schon rund 80.000 Menschen die Balkan-Route passiert.


Hülfsprogramm für den West-Balkan


Inzwischen hat die EU-Kommission beschlossen, die Westbalkan-Länder mit einem Hilfsprogramm stärker zu unterstützen. Darüber hinaus sollen sie und die Türkei — so berichtet die „Welt“ — ab September 2015 acht Millionen Euro erhalten, um die Flüchtlinge besser registrieren und versorgen zu können. 600 Millionen Euro wurden für ein Struktur-Programm bereitgestellt. Weitere Hilfen sollen folgen.


Nach wie vor ist die Verteilung der Flüchtlinge im Bereich der Europäischen Union das große Problem: Während Deutschland, Österreich und Schweden den Hauptanteil der Asylbewerber übernahmen, stellten sich andere EU-Mitglieder stur und lehnten die Übernahme von Flüchtlingen ab.
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